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Am 21. Februar dieses Jahres schickte Jean Spautz, 
Präsident der Abgeordnetenkammer, dem Präsi-
denten des Staatsrates einen Brief. Dieser Akt 
markiert eine wichtige Etappe in der Arbeit zur 
Neufassung eines der wichtigsten Artikel der 
Luxemburger Verfassung: Es geht um Artikel 11 
über die individuellen Grundrechte.

Sechs Jahre sind es nun bereits her, dass der Arti-
kel auf die Liste der zu reformierenden Verfas-
sungsartikel gesetzt wurde. Und zuvor, als auf 
Initiative der damaligen Santer-Regierung und 
ihres Justizministers Robert Krieps die „forces 
vives de la nation“ aufgefordert worden waren, 
Reformvorschläge einzureichen, hatten schon 
zahlreiche Organisationen festgestellt, dass der 
Artikel 11 in vielen Punkten nicht mehr zeitge-
mäß sei. Seine letzte Abänderung datiert immer-
hin von 1948. 

Durch das neue Verfassungsgericht hat die 
Reform neue Bedeutung bekommen
Stoff genug zu Reflexion und Diskussion bietet 
der Artikel 11, setzt er sich doch aus einem hal-
ben Dutzend Unterpunkten zusammen, welche 
staatliche Verpflichtung und Schutz gegenüber 
Bürgerinnen und Bürgern festhalten, und zwar in 
so unterschiedlichen Bereichen wie der Familie, 
der Gleichberechtigung, dem Arbeitsleben, der 
sozialen Absicherung und der Freiheit der Wirt-
schaft. Und seine Reform hat mit der Schaffung 
eines Verfassungsgerichtes 1996 eine ungeahnte 
Wichtigkeit bekommen. Nun ist die Verfassung 
plötzlich mehr als eine abstrakte „déclaration 
d‘intention“, sondern sie ist konkret einklagbare 
Grundlage des Luxemburger Gesetzeswerkes 
geworden. Damit bekommt auch die Formulie-
rung der einzelnen Artikel eine ganz neue Bedeu-
tung. Zudem wird immer unübersehbarer, dass 
wichtige Elemente in der Verfassung fehlen oder 
Gewichtungen nicht mehr zeitgemäß sind. 

Artikel 11

Kleine Retuschen mit großer 
Wirkung?
Tröpfchenweise ging die Reform der Luxemburger Verfassung bislang von statten. 
Zwar ist eine globale Revision geplant, aber dringende Fälle werden prioritär 
behandelt. Zu diesen gehört der Artikel 11 über die persönlichen Grundrechte.

Artikel 11 der Luxemburger Verfassung: Die aktuelle und die neue Fassung
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Und das gilt gerade auch für den Artikel 11. Es 
ist nicht von ungefähr, dass die parlamentari-
sche Arbeit an diesem Artikel fortgesetzt wurde, 
obwohl eine globalere Verfassungsrevision in die-
ser Legislaturperiode ansteht, die anschließend 
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per Referendum vom Volk gutgeheißen werden 
soll. Eine Reihe von Artikeln, so wurde unter 
dem neuen Kommissionspräsidenten Paul-Henri 
Meyers (CSV) beschlossen, sollen weiterhin prio-
ritär behandelt werden.

Die geplante Neufassung der einzelnen 
Absätze
Absatz 1: L‘Etat garantit les droits fondamentaux de 
la personne humaine.

Dieser Absatz betraf früher die Abschaffung der 
Ständeordnung des „ancien régime“. Die Gefahr, 
dass das Prinzip der Gleichheit aller vor dem 
Gesetz noch einmal in Frage gestellt werden 
könnte, wurde als klein genug erachtet, um die-
sen Text zu streichen. Durch das Freiwerden 
dieses Absatzes kann eine neue Rangfolge der 
Artikel durchgeführt werden. Nach Ansicht der 
Abgeordneten soll an erster Stelle die Anerken-
nung der individuellen Menschenrechte stehen. 

Diskutiert wurde hier vor allem über die Formu-
lierung: Soll es wie früher „droits naturels“ hei-
ßen, oder ist „droits fondamentaux“ nicht ein 
modernerer, juristisch handfesterer Begriff? Die 
Abgeordneten entschieden sich nach langem Hin 
und Her für das Letztere. 

Absatz 2: Les femmes et les hommes sont égaux en 
droits et en devoirs.

L‘Etat peut adopter des mesures spécifiques en 
vue d‘assurer l‘égalité de fait dans l‘exercice des 
droits et devoirs.

Auch dieser Absatz wurde mit neuem Inhalt 
gefüllt, nachdem der alte Text (über die Rechte 
von Luxemburgern und Ausländern) in den Arti-
kel 10 übernommen wurde. An der Frage der 
Einschreibung der Gleichheit zwischen Frauen 
und Männern wurde wohl von der Verfassungs-
kommission am längsten gebastelt. Schon seit 
1994 lagen Vorschläge von Seiten von Grünen 
und LSAP vor. Der vormalige Präsident der Ver-
fassungskommission François Biltgen hatte sich 
ebenfalls für eine solche Neuerung stark gemacht, 
doch als das alte Parlament kurz vor den Wah-
len endlich fleißig wurde, machte ihm der Staats-
rat mit einer „opposition formelle“ einen Strich 
durch die Rechnung. Die Textversion der neuen 
Verfassungskommission ist leicht abgewandelt, 
doch fundamental hat sich nichts geändert. Der 
Feststellung der Gleichheit zwischen Frauen und 
Männern wird eine Kann-Bestimmung hinzuge-
fügt, laut welcher der Staat „spezifische“ Maß-
nahmen treffen kann. Dies geht Grünen und 
„Déi Lénk“ nicht weit genug, die eine Verpflich-
tung des Staates forderten, den Gleichheitsgedan-
ken zu verwirklichen und sich auch einen präzi-
seren Begriff wünschten, um Frauenfördermaß-

nahmen, wie sie zum Beispiel im PAN-Gesetz 
vorgesehen sind, zu beschreiben. Immerhin wer-
den diese nun überhaupt erst verfassungsmäßig 
abgesichert.

Absatz 3: L‘Etat garantit la protection de la famille 
et de la vie privée.

Der Schutz der Familie steht in der Luxembur-
ger Verfassung erst seit der Revision von 1948. 
Während im 19. Jahrhundert lediglich die Rechte 
des Individuums als verfassungswürdig betrach-
tet wurden, erachtete die Mehrzahl der Abge-
ordneten es 1948 als fortschrittlich, auch soziale 
Rechte hinzuzufügen. „L’Etat garantit les droits 
naturels de la personne humaine et de la famille.“ 
lautete die Formel, die schließlich einen Kompro-
miss zwischen konservativen Vorschlägen dar-
stellte, in denen die Ehe als Grundlage der Fami-
lie und der Nation definiert wurde, und linkso-
rientierten Vorstellungen, laut denen in die Ver-
fassung nur der Schutz von Mutter und Kind 
gehörte.

Ein halbes Jahrhundert später ist sich die Verfas-
sungskommission darüber einig, dass die Familie 
schützenswert ist, dass es aber neben der tra-
ditionellen Familie andere Familienformen gibt 
- Unverheiratete, Homosexuelle, Singles - die 
von diesem Schutz nicht ausgeschlossen sein dür-
fen. Dass das Verfassungsgericht hier eine andere 
Meinung hat, machen Urteile deutlich, in denen 
Alleinstehenden das Recht abgesprochen wurde, 
ein Kind zu adoptieren. Die aktuelle Textversion, 
so kritische Stimmen in der Kommission, sei in 
dieser Beziehung nicht präzise genug, um solche 
Interpretationen unmöglich zu machen. Trotz-
dem blieb die Kommissionsmehrheit beim Begriff 
„Familie“, und lehnte Vorschläge wie „vie fami-
liale et privée“ ab. Immerhin soll nun im Kom-
mentar zum Revisionsprojekt festgehalten wer-
den, dass der Begriff „Familie“ hier „la vie en com-
mun des personnes au sens le plus large“ bedeu-
tet. Der Schutz der Privatsphäre wurde ebenfalls 
hinzugefügt, so dass der Absatz drei jetzt die bei-
den Komponenten enthält.

Absatz 4: La loi garantit le droit au travail et assure 
à chaque citoyen l‘exercice de ce droit. La loi garantit 
les libertés syndicales et organise le droit de grève.

Der Absatz über das Recht auf Arbeit wurde nicht 
substantiell verändert, aber das Streikrecht wurde 
expressis verbis darin verankert. Eine Frage, die 
für die gesamte Verfassung relevant ist, tauchte 
aber auch bei der Diskussion über diesen Absatz 
auf: Was ist ein „citoyen“? Für die allermeisten 
Fraktionen begreift der Terminus sowohl Perso-
nen mit luxemburgischem als auch mit nicht-
luxemburgischem Ausweis, insofern sie über eine 
Aufenthaltsgenehmigung verfügen. Für Flücht-
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Was ist ein 
„citoyen“? Für 
die allermeisten 
Fraktionen 
begreift der 
Terminus jene 
Personen, die 
über eine 
Aufenthalts-
genehmigung 
verfügen. Für 
Flüchtlinge, die 
sich im Rahmen 
der Asylprozedur 
befinden, gilt das 
zum Beispiel 
nicht. Der Begriff 
„Bürger“ hat 
damit einen 
ausgrenzenden 
Charakter 
bekommen. 
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linge, die sich im Rahmen der Asylprozedur befin-
den, gilt das zum Beispiel nicht. Der Begriff 
„Bürger“ wird also nicht mehr so allumfassend 
gedacht, wie er einmal gemeint war, sondern hat 
ausgrenzenden Charakter bekommen. Dazu stellt 
sich auch das formale Problem, dass wir es hier 
nicht mit einem geschlechtssneutralen Begriff zu 
tun haben. Vorschläge vor allem von Seiten der 
Grünen, „citoyen“ durch „personne“ zu ersetzen, 
wurden nicht zurückbehalten.

Ein deutlicher Unterschied zu den anderen Absät-
zen wird hier ebenfalls erkennbar: Erstmals ist 
es das Gesetz, welches organisiert, und nicht der 
Staat selbst, der die gesamte öffentliche Macht 
begreift. Der Begriff „la loi organise“ ist also 
schwächer und eingegrenzter.

Auch bei anderen scheinbar nebensächlichen 
Begriffen liegt der Teufel im Detail: So hatte die 
sozialistische Fraktion anfänglich gefordert, das 
Streikrecht müsse garantiert, statt lediglich orga-
nisiert werden, stimmte nun aber der zurückbe-
haltenen Textversion zu.

 
Absatz 5: La loi organise la sécurité sociale, la pro-
tection de la santé, les droits des travailleurs, la lutte 
contre la pauvreté et l‘intégration sociale des citoyens 
atteints d‘un handicap.

Ähnliche Begriffsdiskussionen gab es zum Absatz 
über die sozialen Rechte. Hier wurden aber auch 
zwei wichtige inhaltliche Zusätze gemacht. Der 
erste betrifft den Kampf gegen die Armut: Es han-
delt sich hier aber nur um eine abgeschwächte 
Version der Forderung, das Recht auf ein Grund-
einkommen in der Verfassung zu verankern. Der 
zweite benennt die Aufgabe des Gesetzgebers, 
für die Integration von Personen mit besonderen 
Bedürfnissen zu sorgen - ein Vorschlag, der von 
der CSV eingebracht wurde.

Absatz 6: La loi garantit la liberté du commerce et de 
l‘industrie, l‘exercice de la profession libérale et du 
travail agricole, sauf les restrictions à établir par la 
loi.

Am Absatz über die Wirtschaftsfreiheit wurde 
nur eine unwesentliche Änderung vorgenommen, 
anderslautende Textvorschläge kamen interes-
santerweise von keiner Seite.

Absatz 7: L‘Etat garantit la protection de 
l‘environnement humain et naturel en vue d‘assurer 
le développement durable de la société.“

Ganz anders beim letzten, neu hinzugekomme-
nen Absatz über den Umweltschutz: Hier hatte 
bereits 1994 der „Mouvement écologique“ eine 
Kampagne losgetreten, und so das Terrain vor-
bereitet, damit die von den Fraktionen aufge-

griffen würde. Das funktionierte auch: Aller-
dings wurde der Textvorschlag des Méco für 
zu kompliziert befunden. 1999 setzte sich der 
damalige Umweltminister Alex Bodry dafür ein, 
auch den Begriff der Nachhaltigkeit hier zu inte-
grieren. Zuvor hatten die Grünen dafür plädiert, 
das Recht auf eine intakte Umwelt in all seinen 
Facetten zu betrachten. Nach Meinung der Grü-
nen habe der Staat sowohl die Aufgabe, den 
Schutz der Umwelt zu garantieren wie auch das 
Recht der Einzelnen auf eine intakte Lebens-
sphäre zu organisieren. Aber auch das Indivi-
duum sollte nach dieser Vorstellung verpflichtet 
werden, die natürliche Umwelt zu erhalten.

Das ging vor allem CSV und DP natürlich viel zu 
weit. Ein erster Kompromissvorschlag war aber 
dann noch vom Staatsrat verworfen worden, der 
hier nicht einmal einen Staatsauftrag erkennen 
wollte, sondern einen Wischiwaschi-Text vor-
schlug: „L‘Etat veille à garantir la protection de 
l‘environnement humain et naturel.“ Die Kom-
mission blieb aber nun bei einer etwas deutliche-
ren Aussage und hat auch die Idee der Nachhal-
tigkeit zurückbehalten.

Eine Verfassung für das 21. Jahrhundert?
Ob die vorläufig zurückbehaltene Neufassung 
des Artikels 11 nun der Weisheit letzter Schluss 
ist, wird sich in der Rechtspraxis zeigen müssen. 
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Vorher allerdings muss sie überhaupt erst vom 
Staatsrat für gut befunden werden und vom Par-
lament mit einer Zwei-Drittel-Mehrheit abge-
segnet werden, das heißt, der Konsens zwischen 
den Fraktionen in der Kommission muss sich 
auch aufs Plenum übertragen. 

Wann ein solches Votum stattfinden könnte, 
ist noch nicht genau abzusehen: Der Staatsrat 
hat sich zum Artikel 11 noch nicht geäußert, 
und an einer Reihe von weiteren Artikeln, deren 
Revision ebenfalls für dringlich befunden wurde, 
wird weiterhin gefeilt.

Sollte die von der Mehrheit der Verfassungs-
kommission zurückbehaltene Textversion sich 
durchsetzen, so wäre dies sicherlich schon eine 
substantielle Verbesserung gegenüber dem alten 
Text. Von einer modernen Definition der per-
sönlichen Grundrechte sind wir aber weiterhin 
noch ein ganzes Stück entfernt. Die Suche nach 
dem Kompromiss hauptsächlich der drei großen 
Parteien hat in einigen Fällen zu verwässerten 
oder vagen Formulierungen geführt, Aspekte, 
die in anderen europäischen Verfassungen ange-
schnitten werden, wurden außer Acht gelassen. 
Ein gutes Gegenbeispiel ist die Schweizerische 

Verfassung: Sie hält in ihrem Gleichberechti-
gungsartikel fest: „L‘Etat pourvoit à l‘égalité de 
droit et de fait, en particulier dans les domaines 
de la famille, de la formation et du travail. 
L‘homme et la femme ont droit à un salaire égal 
pour un travail de valeur égale.“ Auch was Perso-
nen mit Behinderungen betrifft, ist die Schweize-
rische Verfassung weit deutlicher: Danach muss 
das Gesetz Maßnahmen festhalten, um beste-
hende Ungleichheiten zu eliminieren. Daneben 
werden aber auch Kinderrechte, der Schutz vor 
Religionszwängen oder die Freiheit der Kunst 
festgehalten. In Deutschland wurde die Frage 
nach der Verankerung des Tierschutzes in der 
Verfassung zumindest diskutiert, wenn auch 
nicht für eine Verfassungsänderung zurückbe-
halten.

Nichts von solchen Kühnheiten im Luxembur-
ger Artikel 11. Zur Konsequenz hat das im 
Rechtsalltag weniger bzw. weniger weitgehende 
verfassungsmäßige Rechte, auf die sich Bürge-
rinnen und Bürger bei Konflikten und Benach-
teiligungen berufen können. Doch ist dieser eng 
gesteckte Rechtshorizont nicht zugleich auch 
Ausdruck einer Gesellschaft, der Fortschritt und 
Veränderung stets suspekt sind? 

Renée Wagener
Abgeordnete von "Déi Gréng"
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